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Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 57. Sitzung am 19. Novem- 
ber 1954 beschlossene Gesetz zur Anpassung der Finanzbeziehungen 
zwischen Bund und Ländern an die Finanzverfassung (Finanzanpas- 
sungsgesetz) — Drucksachen 480 Anlage II, 960 Anlage II — erhält 
die sich aus der Anlage ergebende Fassung. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermitt- 
lungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die 
Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 
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Gesetz 

zur Regelung finanzieller Beziehungen zwischen 
dem Bund und den Ländern 
(Viertes Überleitungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Finanzverwaltung 

(1) Auf dem Gebiet der Steuer- und Zoll- 
verwaltung fallen die Beteiligung des Bundes 
an den Ausgaben der Länder und Gemeinden 
(Gemeinde verbände) und die Beteiligung der 
Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) 
an den Ausgaben des Bundes weg. Die fol- 
genden Vorschriften treten außer Kraft: 

1. § 9 Abs. 2 Sätze 2 bis 5, § 13 Abs. 2, 
§ 16 Abs. 2, § 34 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Finanzverwaltung vom 6. September 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 448) in der Fas- 
sung des Zweiten Überleitungsgesetzes vom 
21. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 774), 

2. § 204 Satz 2 und § 205 Abs. 2 Satz 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446). 

(2) § 7 Abs. 3 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) erhält folgende Fassung: 

„(3) Soweit und solange Finanzbehörden 
des Landes Berlin die dem Bund zustehenden 
Zölle und Verb rauch steuern verwalten, betei- 
ligt sich der Bund an den persönlichen und 
sächlichen Verwaltungsausgaben dieser Be- 
hörden nach Maßgabe einer zwischen dem 
Bund und dem Land Berlin abzuschließenden 
Verwaltungsvereinbarung.“ 

(3) § 15 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Finanzverwaltung vom 6. September 1950 


(Bundesgesetzbl. S. 448) in der Fassung des 
Zweiten Überleitungsgesetzes vom 21. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 774) erhält fol- 
gende Fassung: 

„(2) Für Hilfeleistungen nach Absatz 1 
werden Entschädigungen nicht gewährt. Je- 
doch sind Haft- und Transportkosten für 
Personen, die von Amtsträgern der Bundes- 
zollverwaltung wegen Steuervergehen und 
wegen Zuwiderhandlungen gegen Ein-, Aus- 
und Durchfuhrbestimmungen vorläufig fest- 
genommen worden sind, zu erstatten.“ 

§ 2 

Kriegsfolgelasten 

(1) Das Erste Überleitungsgesetz in der 
Fassung vom 21. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 779) wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 Abs. 1 Ziff. 1 bis 6 erhalten folgende 

Fassung: 

„(1) Der Bund trägt nach Maßgabe der 

§§ 21 und 21 a: 

1. die Aufwendungen für Besatzungskosten 
und Auftragsausgaben (§ 5), 

2. die in § 6 bezeichneten Aufwendungen, 

3. die Aufwendungen für die Kriegsfolgen- 
hilfe (§§ 7 bis 13); für die in § 7 Abs. 2 
Ziff. 3 genannten Personen trägt der 
Bund nur 80 vom Hundert der Fürsorge- 
kosten (§§ 8 bis 10), 

4. die Aufwendungen für die Umsiedlung 
Heimatvertriebener und für die Auswan- 
derung von Kriegsfolgenhilfe-Empfän- 
gern (§§ 14 und 14 a), 
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5. die Aufwendungen für die Rückführung 
von Deutschen (§ 15), 

6. die Aufwendungen für Grenzdurchgangs- 
lager (§ 16),“. 

2. § 1 Abs. 1 Ziff. 8 erhält folgende Fassung: 
„8. die Aufwendungen für Kriegsbeschä- 
digte, Kriegshinterbliebene, ihnen gleich- 
gestellte Personen und für Angehörige 
von Kriegsgefangenen sowie die folgen- 
den Aufwendungen der sozialen Für- 
sorge für Kriegsbeschädigte und Kriegs- 
hinterbliebene nach den §§25 bis 27 
des Bundesversorgungsgesetzes in der 
Fassung vom 7. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 866) und nach den §§19 
bis 32 der Reichsgrundsätze über Vor- 
aussetzung, Art und Maß der öffent- 
lichen Fürsorge in der Fassung vom 
20. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 967) und der Verordnung über die 
Fürsorgepflicht in der Fassung vom 
20. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 967): Sonderfürsorge für Kriegs- 
blinde, für Ohnhänder, für sonstige 
Empfänger einer Pflegezulage und für 
Hirn verletzte, Berufsfürsorge, Erzie- 
hungsbeihilfen; die Aufwendungen um- 
fassen auch die Kosten der Heilbehand- 
lung in Versorgungskuranstalten, Ver- 
sorgungsheilstätten für Tuberkulöse und 
in Versorgungskrankenhäusern inner- 
halb des Geltungsbereichs des Gesetzes 
nach näherer Bestimmung einer Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf,“ 

3. In § 1 Abs. 3 

a) werden in Ziffer 1 die Worte „85 vom 
Hundert derjenigen persönlichen und 
sächlichen Verwaltungskosten“ ersetzt 
durch die Worte „diejenigen persön- 
lichen und sächlichen Verwaltungs- 
kosten“, 

b) erhält Ziffer 2 folgende Fassung: 

„2. bei den in Absatz 1 Ziffer 8 bezeich- 
neten Aufwendungen die Kosten für 
Bauvorhaben, die vor dem 1. April 
1955 für Rechnung des Bundes be- 
gonnen, aber noch nicht beendet wor- 
den sind.“ 

4. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Soweit die Länder oder Gemeinden 
(Gemeindeverbände) Ausgaben für die in 
§ 1 Abs. 1 aufgeführten Sachgebiete nach 
§ 21 für Rechnung des Bundes leisten, gilt 
folgendes: 


1. Auf die für Rechnung des Bundes ge- 
leisteten Ausgaben und die mit ihnen zu- 
sammenhängenden Einnahmen sind die 
Vorschriften über das Haushaltsrecht des 
Bundes anzuwenden. Zur Vereinfachung 
des Verwaltungs Verfahrens kann die 
Bundesregierung durch Rechtsverord- 
nung, die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, für bestimmte Sachgebiete 
Ausnahmen zulassen. Die für die Aus- 
führung des Haushalts verantwortlichen 
Bundesbehörden können ihre Befugnisse 
auf die zuständigen obersten Landesbe- 
hörden übertragen und zulassen, daß 
auf die für Rechnung des Bundes zu 
leistenden Ausgaben und die mit ihnen 
zusammenhängenden Einnahmen die 
landesrechtlichen Vorschriften über die 
Kassen- und Buchführung der zuständi- 
gen Landes- und Gemeindebehörden an- 
gewendet werden. 

2. In Angelegenheiten von grundsätzlicher 
oder erheblicher finanzieller Bedeutung 
sind die obersten Landesbehörden hin- 
sichtlich der wirtschaftlichen Verwaltung 
der Bundesmittel an die Weisungen der 
obersten Bundesbehörden gebunden. Der 
Vollzug der Weisungen ist durch die 
obersten Landesbehörden sicherzustellen.“ 

5. § 9 Abs. 2 wird gestrichen. 

6. § 1 1 Abs. 3 wird gestrichen. 

7. In den §§14 und 14 a werden die Worte 
„nach Maßgabe des § 1 Abs. 1 Ziff. 4“, in 
§ 15 die Worte „nach Maßgabe des § 1 
Abs. 1 Ziff. 5“, in § 16 die Worte „nach 
Maßgabe des § 1 Abs. 1 Ziff. 6“ gestrichen. 

8. In § 21 wird 

a) in Satz 1 hinter den Worten „Abs. 1“ 
eingefügt: „Ziff. 1, 2, 7 bis 10“; 

b) folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 gilt 
auch für die in § 1 Abs. 1 Ziff. 3 zweiter 
Halbsatz bezeichneten Aufwendungen.“ 

9. Hinter § 21 wird folgender § 21 a einge- 
fügt: 

„§ 21 a 

(1) Die Aufwendungen für die in § 1 
Abs. 1 Ziff. 3 bis 6 aufgeführten Sachge- 
biete werden vom Bund durch Leistung 
von Pauschbeträgen an die Länder abge- 
golten. Dies gilt nicht für die in § 1 Abs. 1 
Ziff. 3 zweiter Halbsatz bezeichneten Für- 
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sorgekosten und für die Aufwendungen, 
die außerhalb des Geltungsbereichs des Ge- 
setzes entstehen. 

(2) Der einem Land nach Absatz 1 zu- 
stehende Pauschbetrag wird nach einem 
Grundbetrag errechnet. Der Grundbetrag 
eines Landes ist die Summe der in den Mo- 
naten Juli 1953 bis Juni 1954 (Bezugszeit- 
raum) in seinem Gebiet entstandenen Auf- 
wendungen (Absatz 1). Hierbei werden die 
Aufwendungen für die in § 10 Ziff. 1, 2, 
3 a und 3 c bezeichneten Sachgebiete mit 
110 vom Hundert angesetzt; zu den Auf- 
wendungen in diesem Sinne gehören auch 
die Aufwendungen für die in § 7 Abs. 2 
Ziff. 3 genannten Personen. 

(3) Maßgebend für die Errechnung der 
Grundbeträge sind 

1. die nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes für den Bezugszeitraum verrech- 
neten und von den Landesabrechnungs- 
stellen als sachlich richtig bestätigten Auf- 
wendungen und 

2. die in dem Bezugszeitraum von den Trä- 
gern der gesetzlichen Rentenversicherung 
nach dem Erlaß des Reichsarbeitsmini- 
sters vom 3. Juni 1944 (Amtliche Nach- 
richten des Reichsversicherungsamtes 1944 
S. 150) geleisteten Aufwendungen der 
Tuberkulosehilfe für die in § 7 Abs. 2 
genannten Personen, soweit diese Auf- 
wendungen auf die Landesfürsorgever- 
bände übergegangen sind. 

Erhebt der Bundesrechnungshof auf Grund 
seiner Prüfung Erinnerungen, gilt § 20 
Abs. 1 Sätze 2 und 3 und Ads. 2 ent- 
sprechend. 

(4) Der Pauschbetrag beträgt in vom 
Hundert des Grundbetrages: 

im Rechnungsjahr 1955: 100 

im Rechnungsjahr 1956: 95 

im Rechnungsjahr 1957: 90 

im Rechnungsjahr 1958: 85 

im Rechnungsjahr 1959: 80 

im Rechnungsjahr 1960: 75 

im Rechnungsjahr 1961: 70 

im Rechnungsjahr 1962: 65 

im Rechnungsjahr 1963: 60 

im Rechnungsjahr 1964: 55 

im Rechnungsjahr 1965: 45 

im Rechnungsjahr 1966: 35 

im Rechnungsjahr 1967: 25 

im Rechnungsjahr 1968: 15 


Ab 1. April 1969 fällt die Leistung von 
Pauschbeträgen weg. 

(5) Die vorstehenden Bestimmungen gel- 
ten für die ab 1. April 1955 geleisteten 
Ausgaben und eingegangenen Einnahmen 
im Sinne des Absatzes 1. Die Pauschbeträge 
sind den Ländern in monatlichen Teilbe- 
trägen zu überweisen; die Länder überwei- 
sen die Pauschbeträge den Landes- und Be- 
zirksfürsorgeverbänden und den gegebenen- 
falls sonst beteiligten Aufgabenträgern zur 
Deckung der von ihnen zu gewährenden 
Leistungen der Kriegsfolgenhilfe. 

(6) Die Bundesregierung setzt die Höhe 
der den einzelnen Ländern nach den 
vorstehenden Bestimmungen zustehenden 
Pauschbeträge durch Rechtsverordnung fest, 
die der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf. Wird die Rechtsverordnung nicht vor 
dem 1. April 1955 verkündet, leistet der 
Bund monatlich Abschlagszahlungen in 
Höhe eines Zwölftels der in dem Bezugs- 
zeitraum zu Lasten des Bundeshaushalts 
verrechneten Aufwendungen. 

(7) Führt die politische oder wirtschaft- 
liche Entwicklung im Geltungsbereich des 
Gesetzes zu einer erheblichen Steigerung 
oder Minderung der im Absatz 1 bezeich- 
neten Aufwendungen, sind die Pauschbe- 
träge durch Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung, die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, dieser Änderung anzupassen." 

(2) Soweit gesetzlich bestimmt ist, daß der 
Bund Leistungen im gleichen Umfang oder 
Verhältnis wie die Aufwendungen der Kriegs- 
folgenhilfe oder wie die im Rahmen der 
Kriegsfolgenhilfe anfallenden Fürsorgekosten 
trägt, gilt § 21 a des Ersten Überleitungsge- 
setzes entsprechend. 

(3) § 15 Abs. 1 des Gesstzes zur Umsied- 
lung von Heimatvertriebenen aus den Län- 
dern Bayern, Niedersachsen und Schleswig- 
Holstein in der Fassung vom 23. September 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 637) erhält fol- 
gende Fassung: 

„(1) Der Bund trägt die Kosten der Um- 
siedlung nach Maßgabe der §§ 14 und 21 a 
des Ersten Uberleitungsgesetzes in der Fas- 
sung des Vierten Überleitungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS... .). Für 

die Kosten bis zum Reiseziel ist das Abgabe- 
land, für die weiteren Kosten das Aufnahme- 
land verantwortlich." 
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(4) § 45 des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes vom 30. Januar 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 5) erhält folgende Fassung: 

„§ 45 

Der Bund trägt die Aufwendungen für die 
nach diesem Gesetz gewährten Leistungen wie 
die Aufwendungen für die Kriegsfolgenhilfe 
nach Maßgabe des Ersten Uberleitungsge- 
setzes in der Fassung des Vierten Uberlei- 
tungsgesetzes vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .), und zwar 

die Aufwendungen nach Abschnitt I in 
voller Höhe, 

die Aufwendungen nach Abschnitt II zu 
80 vom Hundert. 

§ 21 a Abs. 1 Satz 1 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes in der Fassung des Vierten Überlei- 
tungsgesetzes vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) findet keine Anwendung.“ 

(5) § 5 des Dritten Uberleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1) 
wird gestrichen. 

§ 3 

Behörden der Kriegsopferversorgung 

Das Gesetz über die Errichtung der Ver- 
waltungsbehörden der Kriegsopferversorgung 
vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 169) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

>>§ 1 

(1) Die Versorgung der Kriegsopfer 
wird von Versorgungsämtern und Landes- 
versorgungsämtern durchgeführt. 

(2) Die Versorgungsämter und Landes- 
versorgungsämter werden von den Län- 
dern als besondere Verwaltungsbehörden 
errichtet. Mehrere Länder können ein ge- 
meinsames Landesversorgungsamt errich- 
ten.“ 

2. In § 2 werden die Worte „im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Arbeit 
und dem Bundesminister der Finanzen“ 
gestrichen. 

§ 4 

Bundesstatistiken 

§ 8 des Gesetzes über die Statistik für Bun- 
deszwecke vom 3. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1314) erhält folgende Fassung: 


„S 8 

Die Kosten der Bundesstatistiken werden, 
soweit sie bei den Bundesbehörden entstehen, 
vom Bund, im übrigen von den Ländern ge- 
tragen.“ 

§ 5 

Ablieferung von Steuereinnahmen 

(1) Die Finanzämter liefern die bei ihnen 
eingegangenen, nach Artikel 106 des Grund- 
gesetzes dem Bund zustehenden Einnahmen 
täglich an die Bundeshauptkasse ab. Der Bun- 
desminister der Finanzen kann zur Verein- 
fachung des Verwaltungsverfahrens die Ab- 
lieferung der Einnahmen anderweitig regeln. 

(2) Die Haüptzollämter (Zollämter) lie- 
fern die bei ihnen eingegangenen, nach Ar- 
tikel 106 des Grundgesetzes den Ländern zu- 
stehenden Einnahmen aus der Biersteuer täg- 
lich an die von den obersten Finanzbehörden 
der Länder bestimmten Kassen ab. Die ober- 
sten Finanzbehörden der Länder können zur 
Vereinfachung des V erwaltungsverfahrens 
die Ablieferung der Einnahmen anderweitig 
regeln. 

§ 6 

Auskunftspflicht 

Die zuständigen Bundesbehörden und Lan- 
desbehörden sind verpflichtet, sich gegenseitig 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erfor- 
derlichen Auskünfte zu erteilen und auf Ver- 
langen die sachliche Richtigkeit der Aus- 
künfte von der obersten Rechnungsprüfungs- 
behörde bestätigen zu lassen. 

§ 7 

Überleitung 

Soweit nach diesem Gesetz Einnahmen und 
Ausgaben vom Bund auf die Länder und von 
den Ländern auf den Bund übergehen, stehen 
die nach dem 31. März 1955 eingehenden 
Einnahmen dem neuen Einnahmeberechtig- 
ten zu und fallen die nach dem 31. März 
1955 zu leistenden Ausgaben dem neuen Aus- 
gabenträger zur Last. 

§ 8 

Außerkrafttreten von Gesetzen 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwi- 
schen Reich, Ländern und Gemeinden 
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(Finanzausgleichsgesetz) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. April 1926 
(Reichsgesetzbl. I S. 203) und die dazu ergan- 
genen Änderungsgesetze treten, soweit sie 
Bundesrecht geworden sind, außer Kraft. 

§ 9 

Neufassung von Gesetzen 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, das Gesetz über die Finanzverwal- 
tung und das Erste Uberleitungsgesetz in der 
erstmals für das Rechnungsjahr 1955 anzu- 
wendenden Fassung mit neuem Datum und 
in neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen. 
Dabei können die geltenden Vorschriften zu- 
sammengefaßt und soweit geändert werden, 
als es notwendig ist, um Unstimmigkeiten 
des Gesetzestextes zu beseitigen. 


§ 10 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 11 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz ist erstmals für das Rech- 
nungsjahr 1955 anzuwenden; es tritt am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
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